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Die neue
EWU-Zinsstatistik –
Methodik zur
Erhebung des
deutschen Beitrags

Nach einer mehrj�hrigen Vorberei-

tungsphase, in der ein Konzept f�r die

Harmonisierung der nationalen Zinssta-

tistiken in den L�ndern der Europ�i-

schen W�hrungsunion ausgearbeitet

wurde, wird seit Januar 2003 die neue

EWU-Zinsstatistik monatlich nach ein-

heitlicher Methodik erhoben. Diese Sta-

tistik liefert Zinsdaten �ber das Neuge-

sch�ft wie auch �ber die Best�nde aller

auf Euro lautenden Einlagen und Kredi-

te der monet�ren Finanzinstitute (MFIs)

im Euro-Raum. Die Daten stellen unver-

zichtbare Informationen f�r die Analyse

der monet�ren Entwicklung und des

monet�ren Transmissionsmechanismus

sowie f�r die �berwachung der Stabili-

t�t des Finanzsystems dar. Die harmoni-

sierte Zinsstatistik l�st die fr�here „Er-

hebung �ber Soll- und Habenzinsen“

ab, deren Ergebnisse auch in vielen Be-

reichen der Privatwirtschaft Interesse

gefunden haben. Da die methodischen

Grundlagen des deutschen Beitrags zur

neuen EWU-weiten Statistik gravierend

von denen der fr�heren Bundesbank-

Erhebung abweichen, sind die statisti-

schen Ergebnisse aus beiden Quellen

nur sehr eingeschr�nkt miteinander

vergleichbar. Der folgende Aufsatz ver-

mittelt einen �berblick �ber die Erhe-

bungsmethoden des deutschen Beitrags

f�r die EWU-Zinsstatistik und erkl�rt die

konzeptionellen Unterschiede zur fr�-

heren Erhebung sowie die wichtigsten

Folgerungen f�r die Interpretation der

Ergebnisse aus den beiden Statistiken.
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Aufgabe der EWU-Zinsstatistik

Der Grundstein f�r die in den L�ndern der

Europ�ischen W�hrungsunion nach einheit-

licher Methode durchzuf�hrende EWU-Zins-

statistik (bzw. „MFI-Zinsstatistik“) wurde be-

reits im Juli 1996 mit dem so genannten „Im-

plementation Package“ gelegt.1) Darin hatte

das Europ�ische W�hrungsinstitut alle erfor-

derlichen Maßnahmen f�r eine Harmonisie-

rung der statistischen Erhebungskonzepte in

den nationalen Zentralbanken zusammenge-

fasst. Auf Grund der vorrangigen Arbeiten

zur Harmonisierung der Konsolidierten Bilanz

des Bankensystems im Euro-Raum konnte f�r

die Zinsstatistik zun�chst nur eine �bergangs-

l�sung bereitgestellt werden. Dazu wurden

f�r bedeutende Produktkategorien die in den

Zentralbanken bereits verf�gbaren, nicht har-

monisierten Zinss�tze aus dem Gesch�ft der

Kreditinstitute mit privaten Nichtbanken zu

Euro-Raum-Zinss�tzen aggregiert. Wegen der

unterschiedlichen Erhebungsmethoden der

einzelnen L�nder waren diese Zinsdaten je-

doch nur eingeschr�nkt verwendbar.

Die Bundesbank stellte f�r die Berechnung

dieser Euro-Raum-Zinss�tze Daten aus der

„Erhebung �ber Soll- und Habenzinsen“ zur

Verf�gung. In dieser Erhebung wurden seit

Juni 1967 die von ausgew�hlten Kreditinstitu-

ten in Deutschland mit der inl�ndischen

Nichtbankenkundschaft innerhalb eines zwei-

w�chigen Berichtszeitraums am h�ufigsten

vereinbarten Zinss�tze f�r standardisierte Ein-

lagen- und Kreditprodukte im Neugesch�ft

erfasst.2) Im Juli 2003 wurde die Zinsstatistik

der Bundesbank durch den deutschen Beitrag

zur EWU-Zinsstatistik abgel�st. Wegen der

vergleichsweise heterogenen Bankprodukte

und -konditionen in den EWU-Mitgliedsl�n-

dern liegt der harmonisierten Statistik eine

komplexere Methodik zu Grunde als den vor-

herigen nationalen Zinsstatistiken.

Die EWU-Zinsstatistik wird seit Januar 2003

monatlich von s�mtlichen Zentralbanken im

Euro-W�hrungsraum auf der Basis der Ver-

ordnung der Europ�ischen Zentralbank EZB/

2001/18 erhoben.3) Gegenstand des deut-

schen Beitrags zu dieser Statistik sind die von

monet�ren Finanzinstituten in Deutschland

angewandten Zinss�tze sowie die dazuge-

h�rigen Gesch�ftsvolumina zum einen f�r

das Neugesch�ft im Berichtsmonat und zum

anderen f�r alle am Monatsende bestehen-

den Vertr�ge f�r auf Euro lautende Einlagen

und Kredite gegen�ber privaten Haushalten

und nichtfinanziellen Unternehmen aus den

Mitgliedstaaten der Europ�ischen W�hrungs-

union.

Die Daten der EWU-Zinsstatistik werden in

erster Linie f�r die Analyse der monet�ren

Entwicklung und des monet�ren Transmissi-

onsmechanismus sowie f�r die �berwachung

der Stabilit�t des Finanzsystems im Euro-

1 Vgl.: Europ�isches W�hrungsinstitut, Die statistischen
Anforderungen f�r die W�hrungsunion, Juli 1996, S. 9.
2 Die „Erhebung �ber Soll- und Habenzinsen“ wurde
1967 bereits zwei Monate nach der Aufhebung der staat-
lichen Zinsreglementierung zur Beobachtung der Zinsent-
wicklung und Zinsstruktur in Deutschland eingef�hrt. In
den ersten Jahren waren die Daten viertelj�hrlich, ab
1975 monatlich zu melden.
3 Die Verordnung EZB/2001/18 „�ber die Statistik �ber
die von monet�ren Finanzinstituten angewandten Zins-
s�tze f�r Einlagen und Kredite gegen�ber privaten Haus-
halten und nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften“
wurde am 12. Januar 2002 im Amtsblatt der Europ�i-
schen Gemeinschaften (ABl. EG 2002 Nr. L 10 S. 24) ver-
�ffentlicht und ist auf der Homepage der Bundesbank
(www.bundesbank.de) unter „Statistik, Meldewesen,
Bankenstatistik, EWU-Zinsstatistik“ verf�gbar.
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Raum herangezogen. W�hrend die Einlagen-

zinsen beispielsweise als Indikatoren f�r die

Verzinsung der Geldmengenkomponenten

genutzt werden k�nnen, dienen die Kredit-

zinsen der Einsch�tzung der gesamtwirt-

schaftlichen Finanzierungsbedingungen. Da-

r�ber hinaus tragen die „Spreads“ zwischen

Einlagen- und Kreditzinsen unter anderem

zur Beurteilung der aktuellen Wettbewerbs-

situation und Rentabilit�t im Bankensektor

bei. 4)

Methodische Erl�uterungen

zum Erhebungsprogramm

Das Erhebungsprogramm der EWU-Zinsstatis-

tik umfasst Durchschnittszinss�tze und Ge-

sch�ftsvolumina, die nach vorgegebener Me-

thodik zu ermitteln und nach festgelegten

Sektoren, Kredit- und Einlagenarten sowie

Fristen- und Betragskategorien zu gliedern

sind.5)

In der fr�heren „Erhebung �ber Soll- und Ha-

benzinsen“ der Bundesbank wurden die in-

nerhalb der beiden mittleren Wochen eines

Monats mit der Mehrzahl der Kunden abge-

schlossenen Neuvereinbarungen einschließ-

lich Prolongationen und �nderungen fr�her

getroffener Vereinbarungen ungewichtet er-

fasst. In der neuen EWU-Zinsstatistik werden

hingegen neben den Zinsdaten f�r das Neu-

gesch�ft zus�tzlich auch korrespondierende

Angaben �ber die Gesamtbest�nde an Kun-

denforderungen und -verbindlichkeiten der

Banken erfragt, die zum jeweiligen Monats-

ultimo vorliegen. Dazu ermitteln die Institute

zum Buchungsschluss am letzten Tag des

Referenzmonats die Zinss�tze und Volumina

f�r alle bestehenden Einlagen- und Kreditge-

sch�fte und errechnen daraus f�r jede Melde-

kategorie einen volumengewichteten Durch-

schnittszinssatz. Forderungen, bei denen ak-

tuelle Leistungsst�rungen vorliegen und f�r

die Einzelwertberichtigungen gebildet wor-

den sind, sowie Kredite zur Umschuldung mit

Zinss�tzen, die unter Marktkonditionen lie-

gen, bleiben dabei unber�cksichtigt.

Bei der Erfassung des Neugesch�fts werden

zwei unterschiedliche Verfahren angewandt.

F�r Einlagen mit vereinbarter Laufzeit und

Repogesch�fte sowie f�r s�mtliche Kredite

außer �berziehungskrediten umfasst das

Neugesch�ft alle Gesch�ftsf�lle, in denen

zwischen Kunden und Bank neue Vereinba-

rungen im Berichtsmonat getroffen wurden.

Hierunter fallen s�mtliche Finanzvertr�ge, in

denen im Meldemonat die Konditionen erst-

mals vereinbart worden sind, sowie alle unter

aktiver Mitwirkung der Kunden neu verhan-

delten Konditionen f�r „Altkontrakte“. Hin-

gegen z�hlen automatische Prolongationen,

�nderungen der variablen Zinss�tze auf

Grund vertraglich vorab festgelegter Zinsan-

passungen oder ein im Voraus vereinbarter

Wechsel von einem festen zu einem variablen

Zinssatz und umgekehrt nicht zum Neuge-

sch�ft. Die Zinss�tze werden als volumenge-

wichtete Durchschnitte �ber alle im Laufe des

Berichtsmonats abgeschlossenen Neuverein-

barungen berechnet. Das zweite Verfahren ist

4 Vgl. hierzu auch: Europ�ische Zentralbank, Manual on
MFI Interest Rate Statistics, Oktober 2003, S. 8 f.
5 Eine �bersicht in Form des Berichtsschemas �ber die
von den Banken in Deutschland im Einzelnen erfragten
Zinsdaten ist auf der Homepage der Bundesbank
(www.bundesbank.de) unter „Statistik, Meldewesen,
Bankenstatistik, EWU-Zinsstatistik“ zu finden.

Konzeptionelle
Grundlagen zur
Erfassung der
Best�nde

Methodik zur
Erhebung des
Neugesch�fts
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bei t�glich f�lligen Einlagen, Einlagen mit ver-

einbarter K�ndigungsfrist und �berziehungs-

krediten anzuwenden. F�r diese Instrumen-

tenkategorien wird das Neugesch�ft aus

Gr�nden der Praktikabilit�t analog zu den Be-

st�nden zeitpunktbezogen zum Monatsende

erfasst. Das bedeutet, dass die Banken f�r

diese Einlagen- und Kreditkategorien die am

letzten Tag des Meldemonats bestehenden,

aus ihren Angaben zur Bilanzstatistik abgelei-

teten Gesch�ftsvolumina f�r die Berechnung

der Durchschnittszinsen heranziehen.6)

W�hrend der Schwerpunkt der fr�heren „Er-

hebung �ber Soll- und Habenzinsen“ auf der

Erfassung von Nominalzinsen im Standardge-

sch�ft gelegen hatte, werden in der EWU-

Zinsstatistik Effektivzinss�tze erfragt, die nach

den in der Verordnung EZB/2001/18 festge-

legten Methoden zu berechnen sind und ne-

ben den „markt�blichen“ Konditionen auch

Vorzugszinss�tze beinhalten, die die Institute

beispielsweise ihren Mitarbeitern oder Groß-

kunden gew�hren. F�r alle Kredit- und Einla-

genarten werden die Effektivzinss�tze als

„annualisierte vereinbarte Jahreszinss�tze“

(AVJ) oder alternativ als „eng definierte Effek-

tivzinss�tze“ nach den Empfehlungen der

ISMA (International Securities Market Asso-

ciation) ermittelt, bei denen neben den Zin-

sen keine sonstigen eventuell anfallenden

Effektivzinsberechnung in der

EWU-Zinsstatistik nach ISMA:

„Annualisierter vereinbarter Jahres-

zinssatz“, „eng definierter Effektiv-

zinssatz“ und „effektiver Jahres-

zinssatz“ gem�ß PAngV

Der „annualisierte vereinbarte Jahreszinssatz“ ist der
zwischen der Bank und dem Kunden urspr�nglich ver-
einbarte, auf Jahresbasis umgerechnete Zinssatz. Dabei
handelt es sich um eine vereinfachte Version des „eng
definierten Effektivzinssatzes“. Bei einer unterj�hrigen
Verzinsung wird der vereinbarte Zinssatz mittels folgen-
der Formel auf das Jahr umgerechnet:

x ¼
�

1þ rag

n

�n

� 1

x annualisierter vereinbarter Jahreszinssatz
rag vereinbarter Zinssatz
n Anzahl der Zinskapitalisierungszeitr�ume pro Jahr

Der „eng definierte Effektivzinssatz“ ist der Zinssatz auf
Jahresbasis, der die Gleichheit zwischen den Gegen-
wartswerten aller jetzigen oder k�nftigen Zahlungs-
str�me (Einlagen oder Kredite, Ein- oder Tilgungszah-
lungen sowie Zinszahlungen) herstellt, die zwischen der
Bank und dem Kunden vereinbart werden.

Der „effektive Jahreszinssatz“ nach PAngV umfasst da-
r�ber hinaus sonstige eventuell anfallende Kosten (wie
z.B. f�r Anfragen, Verwaltung, Erstellung von Doku-
menten, Garantien und Kreditversicherungen).

„Eng definierter Effektivzinssatz“ und „effektiver Jah-
reszinssatz“ nach PAngV m�ssen in der Regel iterativ er-
mittelt werden. F�r bestimmte Kredite lassen sie sich
beispielhaft wie folgt berechnen:

K ¼
PN
n¼1
ðCFn � DFnÞ ¼

PN
n¼1

 
CFn �

�
1

1þi

�Dn
365

!

K Kreditbetrag
N Gesamtzahl der Zahlungen
CFn n-te Zahlung
DFn Diskontierungsfaktor der n-ten Zahlung
Dn Zeitraum bis zur n-ten Zahlung in Tagen
i eng definierter Effektivzinssatz bzw. effektiver Jah-

reszinssatz nach PAngV

Bei der Ermittlung der Effektivzinss�tze wird jeweils ein
Standardjahr von 365 Tagen zu Grunde gelegt. Die Aus-
wirkung eines zus�tzlichen Tages in einem Schaltjahr
bleibt unber�cksichtigt.

Deutsche Bundesbank

6 Auf Konten mit t�glich f�lligen Einlagen, Einlagen mit
vereinbarter K�ndigungsfrist und �berziehungskrediten
finden in der Regel eine Vielzahl von Ein- und Auszahlun-
gen im Monat statt, die die jeweiligen Best�nde per Saldo
ver�ndern. Die zus�tzliche Erfassung der Neuvereinba-
rungen im Monatsverlauf, die zum Monatsende nicht
mehr Teil des Gesamtbestandes sind, h�tte einen unver-
h�ltnism�ßig hohen Erhebungsaufwand f�r die Melde-
pflichtigen verursacht; außerdem w�ren die entsprechen-
den Gesch�ftsvolumina �berproportional ausgeweitet
worden.

Effektivzins-
berechnung
nach ISMA
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Kosten (wie z.B. f�r Anfragen, Verwaltung,

Erstellung von Dokumenten, Garantien und

Kreditversicherungen) in die Berechnung ein-

fließen.7) Dabei unterscheiden sich die beiden

Effektivzinsmethoden lediglich in der zu

Grunde liegenden Methode zur Annualisie-

rung der Zinszahlungen.8) Daneben ist f�r die

�bergreifenden Kategorien „Konsumenten-

kredite“ und „Wohnungsbaukredite“ an pri-

vate Haushalte der „effektive Jahreszinssatz“

gem�ß der deutschen Preisangabenverord-

nung (PAngV) zu melden, der die Gesamt-

kosten f�r die Verbraucher umfasst.

In der EWU-Zinsstatistik werden die Zinss�tze

und Volumina getrennt nach den Kundensek-

toren „private Haushalte“ und „nichtfinan-

zielle Unternehmen“ erfragt, um die unter-

schiedlichen Zinsstrukturen im Aktiv- und

Passivgesch�ft der MFIs bei diesen beiden

Kundensektoren beobachten zu k�nnen.9)

Nichtfinanzielle Unternehmen entsprechen

den in der volkswirtschaftlichen Gesamtrech-

nung ausgewiesenen „nichtfinanziellen Kapi-

talgesellschaften“ und umfassen s�mtliche

Unternehmen (einschl. Personengesellschaf-

ten) außer Banken, Versicherungen und sons-

tigen Finanzierungsinstitutionen. Unter die

Definition der „privaten Haushalte“ fallen

Privatpersonen (einschl. Einzelkaufleute) so-

wie private Organisationen ohne Erwerbs-

zweck (wie z.B. Kirchen, politische Parteien,

Gewerkschaften oder Wohlfahrtsverb�nde).

Ziel der Harmonisierung der fr�heren natio-

nalen Zinsstatistiken war es, die unterschiedli-

chen Bankprodukte in den L�ndern des Euro-

Raums in einem einheitlichen Schema abzu-

bilden und Zinsdaten f�r vergleichbare Pro-

duktgruppen zu ermitteln. So wurden auch

im deutschen Beitrag f�r die EWU-Zins-

statistik die fr�her als Bezugsgr�ßen in der

„Erhebung �ber Soll- und Habenzinsen“ ver-

wendeten Kredit- und Einlagenarten neu ab-

gegrenzt. Die neuen Instrumentengruppen

entsprechen im Prinzip den Gliederungsvor-

schriften der Verordnung EZB/2001/13 �ber

die Konsolidierte Bilanz der MFIs im Euro-

W�hrungsgebiet. Danach werden bei den

Einlagenkategorien t�glich f�llige Einlagen,

Einlagen mit vereinbarter Laufzeit, Einlagen

mit vereinbarter K�ndigungsfrist und Repo-

gesch�fte unterschieden. Bei den Aktivposi-

tionen werden die Kredite an private Haus-

halte weitgehend nach dem Verwendungs-

zweck gegliedert, und zwar nach Krediten f�r

Konsum-, f�r Wohnungsbau- und f�r sons-

tige Zwecke. Zu den Konsumentenkrediten

z�hlen alle Ausleihungen, die der Finanzie-

rung von G�tern und Dienstleistungen f�r die

pers�nliche Nutzung dienen. Die Wohnungs-

baukredite umfassen besicherte und unbe-

sicherte Darlehen, die f�r den Erwerb von

Wohnraum, f�r den Wohnungsbau oder f�r

Wohnungsmodernisierungen verwendet wer-

den. Alle �brigen Ausleihungen an private

7 Ein einbehaltenes Disagio wird wie eine Zinszahlung
behandelt, die zu Vertragsbeginn anf�llt und in die Er-
mittlung der Zinss�tze einbezogen wird. Steuerbelastun-
gen der Bankkunden sowie Subventionen, die diese von
Dritten erhalten, werden hingegen nicht ber�cksichtigt.
So gehen beispielsweise staatliche Bausparpr�mien nicht
in die Berechnung der Einlagens�tze bei Bausparkonten
der privaten Haushalte ein.
8 Beide Konzepte f�hren beispielsweise zu identischen
Effektivzinss�tzen, wenn eine regelm�ßige Zinskapitalisie-
rung erfolgt und die Frequenz der Zinskapitalisierung mit
der H�ufigkeit der R�ckzahlungen (im Fall eines Kredits:
mit der Tilgungsfrequenz) �bereinstimmt.
9 Auf die sektorale Gliederung wird lediglich bei Repoge-
sch�ften und Einlagen mit vereinbarter K�ndigungsfrist
verzichtet; bei letzteren werden die Einlagen nichtfinan-
zieller Unternehmen dem Sektor private Haushalte zuge-
ordnet.

Gliederung
nach Sektoren

Gliederung
nach Kredit-
und Einlagen-
arten
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Haushalte werden unter der Residualkate-

gorie sonstige Kredite zusammengefasst;

dazu geh�ren beispielsweise Kredite f�r

Schuldenkonsolidierung, Ausbildung oder

Gesch�ftszwecke. Daneben erfolgt beim

Neugesch�ft ein separater Ausweis der �ber-

ziehungskredite. Diese werden als Sollsalden

auf laufenden Konten definiert; dabei wird

unterstellt, dass sie in der Regel keinen festen

Laufzeiten unterliegen und ohne vorherige

Mitteilung des Kunden in Anspruch genom-

men werden k�nnen. Im Gegensatz zur fr�-

heren „Erhebung �ber Soll- und Habenzin-

sen“ werden unter den �berziehungskrediten

neben den einger�umten auch die gedulde-

ten (nicht einger�umten) Dispositions- und

Kontokorrentkredite erfasst, deren Konditio-

nen auch „Strafzinsen“ beinhalten k�nnen.

F�r unterschiedliche Analysezwecke war eine

weitere „Feingliederung“ der Finanzprodukte

nach Fristenkategorien in der EWU-Zinsstatis-

tik erforderlich, und zwar im Hinblick auf die

jeweils typischen Merkmale nach Ursprungs-

laufzeit, K�ndigungsfrist oder anf�nglicher

Zinsbindung. Um beispielsweise die Zinsbelas-

tung des nichtfinanziellen Privatsektors zu un-

tersuchen, sind die Best�nde, f�r die Zinss�tze

zu melden sind, in Anlehnung an die Verord-

nung EZB/2001/13 �ber die Konsolidierte

Bilanz der MFIs im Rahmen verschiedener

Fristenf�cher nach der Ursprungslaufzeit zu

erfassen. Die Neugesch�ftsdaten sollen in ers-

ter Linie Aufschluss dar�ber geben, wie

schnell und in welchem Umfang sich Leitzins-

�nderungen in den Konditionen der Banken

widerspiegeln. Somit werden neu abge-

schlossene Einlagengesch�fte mit einem

Fristenf�cher je nach Einlagenart entweder

nach der vereinbarten Ursprungslaufzeit oder

nach der K�ndigungsfrist untergliedert. Beim

Kreditneugesch�ft wird auf die anf�ngliche

Zinsbindung abgestellt, da die Zinsbindungs-

frist und weniger die Gesamtlaufzeit des Kre-

dits f�r die H�he des neu vereinbarten Zins-

satzes entscheidend ist. In der neuen Zins-

statistik werden die variablen Darlehenszin-

sen nicht mehr wie in der „Erhebung �ber

Soll- und Habenzinsen“ separat ausgewiesen,

sondern unter der Kategorie mit anf�nglicher

Zinsbindung bis zu einem Jahr subsumiert.

In der fr�heren Bundesbankzinsstatistik wur-

den die Zinss�tze f�r Kontokorrentkredite,

Ratenkredite und Unternehmenskredite wie

auch die Festgelder und Spareinlagen nach

Betrags-Gr�ßenklassen differenziert. Damit

konnten die Niveauunterschiede bei der Kon-

ditionengestaltung f�r „kleinere“ und „gr�-

ßere“ Kontrakte und die Auswirkungen der

„Marktmacht“ der jeweiligen Kundengrup-

pen beobachtet werden. Eine �bernahme

der differenzierten Betragsf�cher f�r alle Pro-

duktkategorien der neuen EWU-Zinsstatistik

h�tte – obwohl von Nutzerseite her w�n-

schenswert – die Berichtslast f�r die melde-

pflichtigen Banken �ber Geb�hr ausgeweitet.

Daher wurde die an sich bew�hrte Betragsdif-

ferenzierung auf das Kreditneugesch�ft der

MFIs mit nichtfinanziellen Unternehmen be-

schr�nkt: Hier sind die Zinss�tze und Ge-

sch�ftsvolumina getrennt in den Betragskate-

gorien „bis 1 Mio 3“ und „�ber 1 Mio 3“ an-

zugeben.

Unterteilung
nach Fristen-
kategorien

Abgrenzung
nach Betrags-
kategorien
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Auswahl der in Deutschland

berichtspflichtigen Institute

Der Kreis der meldepflichtigen Banken f�r

den deutschen Beitrag zur EWU-Zinsstatistik

besteht aus einer Stichprobe von etwa

200 Instituten, die auf 15 Schichten verteilt

sind. Dabei ist die Grundgesamtheit aller MFIs

in Deutschland nach einer Kombination aus

Bankengruppen und regionalen Kriterien

unterteilt, und aus jeder Schicht sind die

gr�ßten Institute ausgew�hlt worden.

F�r die fr�here „Erhebung �ber Soll- und Ha-

benzinsen“ meldeten zuletzt etwa 350 Kre-

ditinstitute unterschiedlicher Gr�ße aus fast

allen Bankengruppen und aus allen Teilen

Deutschlands mit Schwerpunkten in den re-

gionalen Zentren des Bankgesch�fts. Zuletzt

wurden mit 15% der potenziell Berichts-

pflichtigen 53% des f�r die Zinsstatistik rele-

vanten Kredit- und Einlagengesch�fts abge-

deckt, w�hrend die neue EWU-Zinsstatistik

mit 8 1�2 % der Institute 65% des relevanten

Gesch�fts erfasst. 40% der aktuellen Stich-

probeninstitute reichten f�r die fr�here Zins-

statistik keine Meldungen ein. Sie wurden

zum einen hinzugezogen, weil bisher nicht

erfasste Bankengruppen – namentlich die ge-

nossenschaftlichen Zentralbanken, Banken

mit Sonderaufgaben und Bausparkassen –

neu in den Kreis der Berichtspflichtigen auf-

genommen wurden. Zum anderen wurde bei

der Auswahl der Stichprobe f�r den deut-

schen Beitrag zur EWU-Zinsstatistik der Fokus

st�rker als zuvor auf die gr�ßeren Institute

gerichtet. Im Rahmen der fr�heren Zinsstatis-

tik lieferten einige gr�ßere Kreditinstitute f�r

Anzahl der berichtspflichtigen Institute (insgesamt etwa 350 1))

Sparkassen
36,3 %

Kreditgenossenschaften
36,3 %

Regionalbanken
18,1 %

Realkreditinstitute
3,3 %

Landesbanken
3,3 %

Großbanken
1,2 %

Zweigstellen ausländischer Banken
1,5 %

 Stichprobenanteile der Bankengruppen in der früheren
„Erhebung über Soll- und Habenzinsen” der Bundesbank
  
   

1 Nicht enthalten: Genossenschaftliche Zentralbanken, Banken mit Sonderaufgaben und Bausparkassen.
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ausgew�hlte Filialen jeweils eine eigene Mel-

dung ab, w�hrend im Rahmen der neuen

EWU-Zinsstatistik jedes berichtspflichtige MFI

in Deutschland analog zur monatlichen

Bilanzstatistik Gesamtwerte f�r alle Filialen

zur Verf�gung stellt. Diese �nderung in der

Methodik hatte zum Ziel, die Datenerhebung

f�r Zins- und Bilanzstatistik m�glichst zu ver-

einheitlichen und so einen engen Zusammen-

hang zwischen den gewonnenen Ergebnissen

herzustellen. Aus dem gleichen Grund wurde

f�r Berichtspflichtige in Deutschland nicht die

M�glichkeit vorgesehen, die Meldungen f�r

die EWU-Zinsstatistik gemeinschaftlich als

Gruppe abzugeben.

Die Grunds�tze f�r das Verfahren zur Aus-

wahl der Berichtspflichtigen aus der Grund-

gesamtheit aller f�r die EWU-Zinsstatistik po-

tenziell berichtspflichtigen Institute sind durch

die Verordnung EZB/2001/18 vorgegeben (in

Deutschland z�hlen hierzu alle hier ans�ssi-

gen MFIs außer der Bundesbank und den

Geldmarktfonds). In diesem Rahmen sind f�r

die nationalen Notenbanken Entscheidungs-

schritte vorgesehen, mit denen zun�chst die

Parameter des Auswahlverfahrens zu bestim-

men und anschließend die Berichtspflichtigen

auszuw�hlen waren.

Der erste Schritt verlangte die grunds�tzliche

Entscheidung, eine Vollerhebung oder eine

Teilerhebung auf der Basis einer Stichprobe

durchzuf�hren. Eine Vollerhebung f�hrt zwar

zu einer Gleichbehandlung aller Institute, hat

aber eine außerordentlich hohe Gesamtbelas-

tung f�r den nationalen Bankensektor zur

Folge. Da es bei der Zinsstatistik um die Er-

Anzahl der berichtspflichtigen Institute (insgesamt etwa 200)

Sparkassen
36,3 %

Kreditgenossenschaften
22,1 %

Regionalbanken
13,6 %

Realkreditinstitute
8,5 %

Bausparkassen
6,5 %

Landesbanken
6,5 %

Banken mit Sonderaufgaben
2,5 %

Großbanken
2,0 %

Genossenschaftliche Zentralbanken
1,0 %

Zweigstellen ausländischer Banken
1,0 %

Stichprobenanteile der Bankengruppen
in der aktuellen EWU-Zinsstatistik
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mittlung von „Durchschnittspreisen“ f�r die

verschiedenen Bankprodukte geht, m�ssen

nicht alle Anbieter im Bankenmarkt befragt

werden; mit hinreichender Genauigkeit lassen

sich die „Durchschnittspreise“ auch auf der

Basis einer Stichprobe ermitteln. Die f�r die

Gewichtung der nationalen Beitr�ge zum

Euro-Raum-Ergebnis notwendigen Volumina

f�r das jeweilige Neugesch�ft k�nnen zudem

aus den Angaben der Stichprobeninstitute

hinreichend genau f�r die Grundgesamtheit

hochgesch�tzt werden. Dies hat die Bundes-

bank veranlasst, den deutschen Beitrag zur

EWU-Zinsstatistik auf der Basis einer Stichpro-

benerhebung zu ermitteln. Da auf diese

Weise nur weniger als 10% der deutschen

Banken in die Erhebung einbezogen werden

mussten, konnten so die insgesamt f�r die

statistische Meldepflicht anfallenden Kosten

stark eingegrenzt werden. Um den Stichpro-

benfehler m�glichst klein zu halten, musste

eine repr�sentative Auswahl der Berichts-

pflichtigen getroffen werden. Auswertungen

der fr�heren „Erhebung �ber Soll- und Ha-

benzinsen“ sowie der monatlichen Bilanzsta-

tistik lieferten hierf�r die notwendigen Infor-

mationen.

Um die Repr�sentativit�t der Stichprobe zu

verbessern, wurde die Grundgesamtheit in

geeignete, das heißt bez�glich der EWU-Zins-

statistik m�glichst homogene Schichten ge-

gliedert. Bei der Suche nach der g�nstigsten

Schichtung wurde die Methode der Varianz-

zerlegung nach dem Huygens-Theorem be-

nutzt. Sie spaltet die Gesamtvarianz einer

Stichprobe auf in ihre schichtspezifischen An-

teile (Innenvarianzen) und einen Anteil, der

Deutsche Bundesbank

Verfahren zur Auswahl der Berichtspfl ichtigen *)

Quelle: Europäische Zentralbank, Verordnung EZB / 2001 / 18. — * Entscheidungsweg der Bundesbank ist blau 

gekennzeichnet.
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der Streuung zwischen den Schichten ent-

spricht (Außenvarianz). Ziel der Schichtung

war es, dass die Innenvarianzen geringere

Werte annehmen als die Außenvarianz. Ne-

ben dem Homogenit�tskriterium war es wich-

tig, Schichten zu gewinnen, die eine sp�tere

Datenanalyse bestm�glich unterst�tzen. Es

zeigte sich, dass eine Schichtung allein nach

Bankengruppen oder alternativ nach regiona-

len Aspekten keine befriedigenden Ergebnis-

se erbrachte. Erst eine Kombination aus Ban-

kengruppen und regionaler Untergliederung

erwies sich schließlich als geeignet. Sie er-

laubt es allerdings nicht, aus den deutschen

Zinsdaten Aussagen etwa �ber bestimmte

Bankengruppen oder ausgew�hlte Regionen

in Deutschland abzuleiten.

F�r die Festsetzung der Stichprobengr�ße

waren im Wesentlichen zwei Faktoren maß-

geblich: Zum einen sollten so wenige Banken

wie m�glich in die Meldepflicht eingebunden

werden, zum anderen galt es, eine Mindest-

genauigkeit der Messergebnisse zu gew�hr-

leisten. Die aus den Daten der Stichprobe

berechneten Durchschnittszinss�tze durften

vom wahren (unbekannten) Durchschnitt nur

um einen maximal zugelassenen Zufallsfehler

abweichen. Mit Hilfe der aus der „Erhebung

�ber Soll- und Habenzinsen“ gesch�tzten

Streuung der Zinsmeldungen ließ sich aus die-

ser Bedingung eine notwendige Stichproben-

gr�ße von etwa 200 Banken ableiten.

F�r die Festlegung der Anzahl der aus jeder

Schicht zu ziehenden Institute sind in der Ver-

ordnung EZB/2001/18 grunds�tzlich drei

M�glichkeiten vorgesehen: Die Anzahl ist f�r

jede Schicht identisch, sie orientiert sich an

der Streuung in der betreffenden Schicht

oder aber am jeweiligen Anteil der Schicht an

der Grundgesamtheit. Die Bundesbank hat

sich f�r die dritte Variante entschieden. Die

Gr�ße der Stichprobe aus jeder Schicht wurde

proportional zum Anteil der Schicht an einem

aus der monatlichen Bilanzstatistik aggregier-

ten Kredit- und Einlagenvolumen gew�hlt.

Die tats�chlich gezogenen Institute wurden

nicht nach dem Zufallsprinzip, sondern nach

dem Prinzip „Auswahl der Gr�ßten“ aus je-

der Schicht bestimmt. Damit wurde vermie-

den, dass kleinere Institute mit einer relativ

großen Kostenbelastung durch die Melde-

pflicht konfrontiert worden w�ren.

Ver�nderungen von Merkmalen der Berichts-

pflichtigen, Zu- und Abg�nge aus der Grund-

Stichprobengr�ße zu einem maximal

zugelassenen Zufallsfehler

Ziehen ohne Zur�cklegen aus einer endlichen

Grundgesamtheit

n ¼
t2
�
� s2

z

D2þ
t2
�
� s2z
N

n Stichprobengr�ße

N Gr�ße der Grundgesamtheit

D maximal zugelassener Zufallsfehler

tb zweiseitige t-Schranke zum Konfidenz-

niveau b
sz gesch�tzte Standardabweichung in der

Grundgesamtheit

Festlegungen der Bundesbank f�r die Ausgangs-

stichprobe:

D = 0,1; b = 95%

Deutsche Bundesbank

Stichproben-
gr�ße

Ziehen der
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gesamtheit sowie neuere Entwicklungen im

Finanzsektor k�nnen dazu f�hren, dass die

Repr�sentativit�t der Stichprobe im Laufe der

Zeit abnimmt. Deshalb soll durch regelm�ßige

�berpr�fungen sichergestellt werden, dass

die Auswahl der Berichtspflichtigen stets die

Struktur der Gesamtheit korrekt widerspie-

gelt. In h�chstens zweij�hrigem Abstand wird

die Stichprobe angepasst, falls ihre Repr�sen-

tativit�t nicht mehr hinreichend gew�hrleistet

ist. Dabei kann die Auswahl um weitere Be-

richtspflichtige erg�nzt und eine Umgruppie-

rung von Meldepflichtigen in andere Schich-

ten vorgenommen werden. Allerdings wird

entsprechend der Verordnung EZB/2001/18

kein Berichtspflichtiger aus der Stichprobe he-

rausgenommen. Diese Einschr�nkung dient

dem Ziel, die aus �nderungen des Berichts-

pflichtigenkreises herr�hrenden Br�che zu

minimieren und so die Stabilit�t der aus der

EWU-Zinsstatistik gewonnenen Zeitreihen zu

sichern.

Verfahren zur Datenaggregation

Die Aggregation der Einzeldaten zu Gesamt-

werten f�r die statistischen Ergebnisse des

Euro-Raums durchl�uft drei Ebenen. Auf den

beiden unteren Ebenen werden Teilergebnisse

erstellt, die als Grundlage f�r die Aggregation

auf der n�chsth�heren Ebene dienen. Die

erste Aggregationsebene stellen die von den

Berichtspflichtigen aus den Krediten und Ein-

lagen s�mtlicher Filialen gebildeten Melde-

werte dar, die an die Bundesbank �bermittelt

werden. An diese Ebene schließt sich die Be-

rechnung der an die Europ�ische Zentralbank

weiterzuleitenden Deutschland-Aggregate

durch die Bundesbank an. Auf dieser Aggre-

gationsstufe werden die gemeldeten Zinsda-

ten mit den korrespondierenden Neuge-

sch�ftsvolumina oder den Bestandsdaten aus

den bilanzstatistischen Meldungen der be-

treffenden Institute gewichtet und dann zu

Durchschnittswerten zusammengef�hrt. Die

Neugesch�ftsvolumina werden zu Gesamt-

ergebnissen f�r Deutschland hochgesch�tzt.

Auf der dritten Ebene f�hrt die Europ�ische

Zentralbank die l�nderspezifischen Teilergeb-

nisse zu Euro-Raum-Aggregaten zusammen,

wobei die nationalen Neugesch�fts- bezie-

hungsweise Bestandsvolumina als Gewich-

tungsfaktoren ber�cksichtigt werden. Um

die Qualit�t der berechneten Aggregate zu

sichern, werden die einzelnen „Bausteine“

sowohl bei der Bundesbank als auch bei der

Europ�ischen Zentralbank f�r jede einzelne

Anzahl zu ziehender Institute

aus einer Schicht

nH ¼ n

P
i�H

Vi

PN
i¼1

Vi

nH Anzahl zu ziehender Institute aus der Schicht

H der Grundgesamtheit

n Stichprobengr�ße

N Gr�ße der Grundgesamtheit

Vi aggregiertes Kredit- und Einlagenvolumen

des Instituts i aus der monatlichen Bilanzsta-

tistikP
i�H

Summe �ber alle Institute der Schicht H der

GrundgesamtheitPN
i¼1

Summe �ber alle Institute der Grundgesamt-

heit

Deutsche Bundesbank

Regelm�ßige
Aktualisierung
der Stichprobe

Daten-
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auf drei Ebenen
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Instrumentenkategorie einem umfangreichen

Katalog von Plausibilit�tspr�fungen unterzo-

gen.

Im Rahmen der fr�heren „Erhebung �ber

Soll- und Habenzinsen“ wurde ein vergleichs-

weise einfaches Aggregationsverfahren zur

Ermittlung der Durchschnittss�tze ange-

wandt, indem diese als ungewichtete arith-

metische Mittelwerte aus den innerhalb der

Streubreite liegenden Zinsmeldungen errech-

net wurden. Die Streubreite wurde ermittelt,

indem jeweils 5% der Meldungen mit den

h�chsten und niedrigsten S�tzen ausgeson-

dert wurden. Bei den Zinsmeldungen der ein-

zelnen Meldepflichtigen handelte es sich

weder um einfache noch um mit den Ver-

tragsvolumina gewichtete Durchschnitts-

s�tze, sondern es war pro Einlagen- und

Kreditkategorie der im Berichtszeitraum am

h�ufigsten vereinbarte Zinssatz zu melden.

F�r die im Rahmen der neuen EWU-Zinsstatis-

tik erhobenen volumengewichteten Durch-

schnittszinss�tze und die dazugeh�rigen Neu-

gesch�ftsvolumina werden jeweils spezifische

Aggregationsverfahren eingesetzt, um die

statistischen Ergebnisse f�r den deutschen

Beitrag zu ermitteln. Bei den Zinss�tzen

wird aus den gemeldeten volumengewichte-

ten Durchschnittss�tzen ein Gesamtdurch-

schnittswert pro Kategorie als Sch�tzwert f�r

Deutschland berechnet. Hierbei wird eine

Gewichtung vorgenommen, bei der das von

jedem Institut gemeldete oder aus den

Bestandswerten ermittelbare Kredit- oder Ein-

lagenvolumen verwendet wird. F�r die Neu-

gesch�ftsvolumina muss eine Hochsch�tzung

auf das (unbekannte) Gesamtgesch�ft f�r

Hochrechnung der

Neugesch�ftsvolumina

„Horvitz-Thompson-Sch�tzer“

V ¼
Pn
i¼1

Vi
�i

V Sch�tzwert f�r das der Grundgesamt-

heit entsprechende Volumen

Vi vom Institut i der Stichprobe gemelde-

tes Volumen

n Stichprobengr�ße
1
�i

dem Institut i entsprechender Hoch-

rechnungsfaktor

Berechnung des Hochrechnungsfaktors

f�r ein Meldeinstitut

�i ¼ nH
WiP

h�H

Wh

�i Kehrwert des dem Institut i entspre-

chenden Hochrechnungsfaktors

nH Anzahl der gezogenen Institute aus

der Schicht H der GrundgesamtheitP
h�H

Summe �ber alle Institute aus der

Schicht H der Grundgesamtheit

Wi,Wh vom Institut i bzw. h gemeldeter Be-

stand aus der monatlichen Bilanzstatis-

tik

F�r die Hochrechnungsfaktoren muss stets die

Bedingung 1
�i
� 1 erf�llt sein. Falls im Einzel-

fall 1
�i
< 1 ist, wird der Hochrechnungsfaktor

bei diesem MFI auf 1 festgesetzt, und die

Hochrechnungsfaktoren f�r die �brigen Insti-

tute werden unter Ausschluss dieses MFIs neu

berechnet.

Deutsche Bundesbank
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Deutschland unter Verwendung der Angaben

der Stichprobenmitglieder durchgef�hrt

werden. Hierf�r wird ein Hochrechnungs-

verfahren herangezogen, das als „Horvitz-

Thompson-Sch�tzer“ bekannt ist.

Der Hochrechnungsfaktor f�r ein Meldeinsti-

tut richtet sich bei diesem Ansatz unter ande-

rem nach dem relativen Gewicht des Instituts

in seiner Schicht beziehungsweise in der

Grundgesamtheit. Um dieses zu ermitteln,

werden Kenngr�ßen ben�tigt, die f�r alle po-

tenziell Berichtspflichtigen vorliegen m�ssen.

F�r Deutschland haben sich hierf�r die dem

jeweiligen Neugesch�ft zugeh�rigen Best�n-

de aus der Bilanzstatistik als am besten geeig-

net erwiesen; auf deren Basis werden monat-

lich f�r jede Neugesch�ftskategorie und jedes

berichtspflichtige Institut spezifische Hoch-

rechnungsfaktoren berechnet. Bei der Hoch-

rechnung wird die Schichtung des Meldekrei-

ses ber�cksichtigt. F�r die Berechnung der

Hochrechnungsfaktoren gibt also nicht das

Verh�ltnis eines Meldeinstituts zur komplet-

ten Grundgesamtheit den Ausschlag, son-

dern nur das Gewicht, das der Melder inner-

halb seiner eigenen Schicht einnimmt.

Vergleich der Ergebnisse der „Erhebung

�ber Soll- und Habenzinsen“ und der

deutschen EWU-Zinsstatistik

Grunds�tzlich sind die Informationen aus der

neuen EWU-Zinsstatistik wegen der gravie-

renden Unterschiede in der Erhebungsmetho-

dik nur eingeschr�nkt mit den Daten der fr�-

heren „Erhebung �ber Soll- und Habenzin-

sen“ vergleichbar. Von Januar bis Juni 2003

wurden sowohl entsprechend der fr�heren

Bundesbankzinsstatistik als auch der neuen

EWU-Zinsstatistik Daten erhoben. Die Unter-

schiede in den Zinsergebnissen f�r vergleich-

bare Kredit- und Einlageninstrumente in die-

sem Zeitraum lassen dabei einen R�ckschluss

auf den Einfluss der abweichenden Methodik

bei der Erfassung und Aufbereitung zu. Bei

der Interpretation der Ergebnisse gilt es aller-

dings zu ber�cksichtigen, dass die Beobach-

tungen auf einem recht kurzen Parallel-

erhebungszeitraum von nur sechs Monaten

beruhen. Im Folgenden werden die Zinser-

gebnisse im Neugesch�ft f�r einige wichtige

Produkte aus beiden Statistiken gegen�ber-

gestellt.10)

Die vormals separat erhobenen Gleitzinsen

bei Hypothekarkrediten auf Wohngrund-

st�cke sind nunmehr in der Kategorie Woh-

nungsbaukredite an private Haushalte mit

einer anf�nglichen Zinsbindung bis zu einem

Jahr enthalten. W�hrend der Periode der

Doppelerhebung liegen die Ergebnisse der

neuen Zinsstatistik etwas unter den Gleitzin-

sen. Hier spiegelt sich der Einfluss von Real-

kreditinstituten und Bausparkassen sowie von

großvolumigen Krediten zu Sonderkonditio-

nen wider. Zu den Zinss�tzen f�r Wohnungs-

baukredite mit f�r die Dauer von �ber einem

Jahr bis f�nf Jahren fest vereinbarten Zinss�t-

zen der harmonisierten Statistik geh�ren die

fr�her erfragten S�tze f�r Hypothekarkredite

auf Wohngrundst�cke sowohl mit zweij�hri-

10 Eine detaillierte Beschreibung der Zuordnung der Pro-
dukte der „Erhebung �ber Soll- und Habenzinsen“ zu
den entsprechenden Instrumentenkategorien der EWU-
Zinsstatistik ist auf der Homepage der Bundesbank
(www.bundesbank.de) unter „Statistik, Meldewesen,
Bankenstatistik, EWU-Zinsstatistik“ verf�gbar.
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ger als auch mit f�nfj�hriger Zinsbindungs-

frist. Die fr�heren Hypothekarkredite mit

zehnj�hriger Zinsbindungsfrist werden jetzt

bei den Wohnungsbaukrediten mit einer an-

f�nglichen Zinsbindungsfrist von �ber f�nf bis

zehn Jahren miterfasst. Bei den Hypothekar-

krediten zu Festzinsen l�sst sich im Betrach-

tungszeitraum kein stabiler Zusammenhang

mit den Referenzreihen aus der EWU-Zinssta-

tistik feststellen, was daran liegen d�rfte,

dass einerseits die weiter gefassten Instru-

mentenkategorien der neuen Erhebung Kre-

dite mit verschiedenen Laufzeiten umfassen,

die sich in den Zinss�tzen niederschlagen. An-

dererseits werden nunmehr auch die S�tze

f�r unbesicherte Wohnungsbaukredite, die in

der Regel h�her liegen, ber�cksichtigt.

Im Mittelpunkt des Nutzerinteresses stand in

der Vergangenheit h�ufig der so genannte

„Schwerpunktzins“ f�r Ratenkredite. Darun-

ter ist die in der „Erhebung �ber Soll- und Ha-

benzinsen“ ermittelte Verzinsung von Raten-

krediten mit einem Kreditvolumen von 5 000 3

bis 15 000 3 und einer Laufzeit von 36 bis

60 Monaten zu verstehen. In der EWU-Zins-

statistik sind diese Kredite unter den Konsu-

mentenkrediten an private Haushalte mit

einer anf�nglichen Zinsbindung von �ber

einem Jahr bis f�nf Jahre erfasst. W�hrend

des ersten Halbjahres 2003 lagen die deut-

schen Ergebnisse der EWU-Zinsstatistik f�r

diese spezifischen Konsumentenkredite deut-

lich niedriger – und zwar um bis zu vier Pro-

zentpunkte – als die „Schwerpunktzinsen“

aus der fr�heren Erhebung. Dies resultiert

zum einen aus der Tatsache, dass in den Zins-

s�tzen f�r Konsumentenkredite neuerdings

keine Bearbeitungsgeb�hren mehr enthalten

% p.a.

2003
Jan. Febr. März Apr. Mai Juni

Kontokorrentkredite versus
Überziehungskredite

Überziehungskredite an nichtfinanzielle
Unternehmen

„große” Kontokorrentkredite 4)

„mittlere” Kontokorrentkredite 3)

Überziehungskredite an
private Haushalte

„kleine” Kontokorrentkredite 2)

Ratenkredite versus
Konsumentenkredite

Konsumentenkredite an private
Haushalte mit anfänglicher 
Zinsbindung von über einem Jahr
bis fünf Jahre

Ratenkredite von 5 000  5 bis 15 000  5 

mit Laufzeit von 36 Monaten
bis 60 Monate

Hypothekarkredite
versus Wohnungsbaukredite

Wohnungsbaukredite an private
Haushalte 1)

Hypothekarkredite zu Gleitzinsen

frühere „Erhebung über Soll-
und Habenzinsen”
EWU-Zinsstatistik

Vergleich ausgewählter
Kreditzinssätze

1 Mit anfänglicher Zinsbindung bis ein
Jahr. — 2 Kontokorrentkredite unter
100 000  5 . — 3 Kontokorrentkredite von
100 000  5 bis unter 500 000  5 . — 4 Konto-
korrentkredite von 500 000  5 bis unter 2,5
Mio  5 .
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sind. Zum anderen spiegeln sich Sonderein-

fl�sse, wie beispielsweise das Gesch�ft der

„Autobanken“, in den neuen Reihen wider.

Dar�ber hinaus sind in der betrachteten Kate-

gorie nunmehr auch gr�ßere Kreditvolumina

einbezogen, die in der Regel mit g�nstigeren

Konditionen verbunden sind.

Die bis Juni 2003 in der Bundesbankzinssta-

tistik erhobenen Kontokorrentkredite in den

drei Betragskategorien bis unter 100 000 3,

von 100 000 3 bis unter 500 000 3 sowie von

500 000 3 bis unter 2,5 Mio 3 sind nunmehr

ununterscheidbar in den �berziehungskredi-

ten an nichtfinanzielle Unternehmen der

neuen Erhebung enthalten. Unter der An-

nahme, dass Kontokorrentkredite bis unter

100 000 3 zumeist von Privatpersonen und

Selbst�ndigen aufgenommen werden, k�nn-

ten f�r diese fr�here Betragskategorie auch

die Durchschnittss�tze f�r �berziehungskre-

dite an private Haushalte aus der EWU-Zins-

statistik zum Vergleich herangezogen wer-

den. Hier zeigt sich im Parallelerhebungszeit-

raum allerdings ein weniger starker Zusam-

menhang zwischen den beiden Reihen als im

Fall des Vergleichs der „kleinen“ Kontokor-

rentkredite mit den �berziehungskrediten an

nichtfinanzielle Unternehmen. Insgesamt ge-

sehen ist bei der Vergleichsbetrachtung in

Rechnung zu stellen, dass Sonderkonditionen

f�r Großkundenvertr�ge und Sonderprodukte

wie beispielsweise H�ndlerverrechnungskon-

ten und Bautr�gerfinanzierungen, die zum

Teil mit deutlich unter den Normalkonditio-

nen liegenden S�tzen ausgestattet sind, neu-

erdings in die Zinserhebung einbezogen sind

und damit die Durchschnittss�tze tendenziell

niedriger ausgewiesen werden als in der fr�-

heren Statistik, in der ja der am h�ufigsten

vereinbarte Zinssatz je Standardgesch�ft er-

fragt wurde.

Die S�tze f�r die fr�her erfragten neu abge-

schlossenen Festgelder mit einer Laufzeit von

einem Monat beziehungsweise von drei Mo-

naten gehen in der neuen Erhebung in das

Einlagen-Neugesch�ft von privaten Haushal-

ten oder nichtfinanziellen Unternehmen mit

% p.a.

Spareinlagen mit vereinbarter
Kündigungsfrist

Einlagen mit vereinbarter
Kündigungsfrist bis drei Monate

Spareinlagen mit Mindest-/Grund-
verzinsung bei vereinbarter
Kündigungsfrist von drei Monaten

Jan. Febr. März Apr. Mai Juni
2003

Kurzfristige Einlagen versus
Festgelder

Einlagen nichtfinanzieller
Unternehmen 1)

Einlagen privater Haushalte 1)

Festgelder 2)

frühere „Erhebung über Soll-
und Habenzinsen”
EWU-Zinsstatistik

Vergleich ausgewählter
Einlagenzinssätze

1 Mit vereinbarter Laufzeit bis ein Jahr. —
2 Von 50 000  5 bis unter 500 000  5 mit ver-
einbarter Laufzeit von drei Monaten.
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vereinbarter Laufzeit bis zu einem Jahr ein.

Die neuen Meldekategorien sind relativ weit

gefasst, so dass auch andere kurzlaufende

Produkte mit teilweise h�heren Zinss�tzen

enthalten sind. Im ersten Halbjahr 2003 kann

eine relativ gleichl�ufige Entwicklung der

Festgelder mit einer Laufzeit von drei Mona-

ten und der Einlagen mit vereinbarter Laufzeit

bis zu einem Jahr beobachtet werden, wobei

das Niveau der Ergebnisse aus der neuen

EWU-Zinsstatistik etwas h�her liegt als bei

den Angaben im Rahmen der fr�heren Erhe-

bung.

Auch bei den Spareinlagen unterscheiden

sich die Zinsreihen der alten und neuen Statis-

tik mehr oder weniger deutlich voneinander.

In der fr�heren Bundesbank-Erhebung fand

der Satz f�r das Standardprodukt der Sparein-

lagen mit vereinbarter K�ndigungsfrist von

drei Monaten (bis Juni 1993: Spareinlagen

mit gesetzlicher K�ndigungsfrist) und Min-

dest- beziehungsweise Grundverzinsung als

Referenzwert in der deutschen �ffentlichkeit

große Beachtung. In der EWU-Zinsstatistik

werden nunmehr die korrespondierenden

S�tze nicht mehr separat f�r dieses Einlagen-

produkt, sondern f�r einen gr�ßeren „Pro-

duktkorb“ erfragt, n�mlich f�r alle Einlagen

privater Haushalte und nichtfinanzieller Un-

ternehmen mit vereinbarter K�ndigungsfrist

von bis zu drei Monaten. Die Einbeziehung

einer ganzen Reihe von Spareinlagenvarian-

ten – darunter Instrumente mit h�herem Zins-

niveau wie Wachstumssparen, zertifikatge-

bundene Sparb�cher oder volumenabh�n-

gige Staffelzinsvereinbarungen – f�hrt dabei

zu einem um rund 11�2 Prozentpunkte h�he-

ren Durchschnittszinsniveau im deutschen

Beitrag der EWU-Zinsstatistik als f�r die fr�-

here Standard-Spareinlagenkomponente der

„Erhebung �ber Soll- und Habenzinsen“. Zu-

dem enth�lt die als Bestand am Monatsende

erfasste Kategorie nicht nur das reine Neuge-

sch�ft, sondern auch „Altkontrakte“ aus ver-

gangenen Hochzinsphasen.

Ausblick

Mit den Ergebnissen der neuen EWU-Zins-

statistik wird die jahrzehntelange Praxis der

Bundesbank, der interessierten �ffentlichkeit

statistische Ergebnisse �ber die Soll- und Ha-

benzinsen der Banken im Privatkundenge-

sch�ft zur Verf�gung zu stellen, fortgesetzt.

Zwar hat sich die Methodik zur Erhebung der

statistischen Daten grundlegend ge�ndert,

wodurch statistische Br�che in den Zeitreihen

unvermeidbar wurden. Der Vorteil der neuen

Erhebung liegt aber insbesondere darin, dass

die statistischen Ergebnisse auf der Basis

einheitlicher Erhebungsmethoden ermittelt

werden und somit eine Vergleichbarkeit der

nationalen Beitr�ge sowohl im Hinblick auf

die Instrumentenkategorien im Kredit- und

Einlagengesch�ft der Banken als auch auf

deren „Bedeutung“ auf den nationalen

Finanzm�rkten durch die jeweiligen Volumen-

gewichtungen gew�hrleistet ist. Sie ist damit

von hohem Nutzen f�r die Analyse der ge-

samtwirtschaftlichen Entwicklung wie auch

struktureller Ver�nderungen.

Spareinlagen
mit vereinbarter
K�ndigungsfrist
von drei
Monaten versus
Einlagen mit
vereinbarter
K�ndigungsfrist
bis zu drei
Monaten


